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Von Helmut Mittermayr

Breitenwang, Innsbruck – 
Für die Liste Fritz ist der Wi-
derstand gegen die Errichtung 
einer Deponie am Reuttener 
Katzenberg in eine lange Liste 
ähnlich gelagerter Fälle ein-
gebettet. Allein seit 2018 ha-
be die Liste 22 Initiativen in 
den Landtag eingebracht, um 
den „Deponie-Wildwuchs zu 
stoppen“. Das gab Klubob-
mann Markus Sint am Mitt-
woch bei einer Pressekonfe-
renz in Breitenwang bekannt. 
Für Sint fehlt hier die Ge-
samtschau in einer Region, es  
müsse zwingend Bedarfsprü-
fungen geben. 

Außerfern hat 15 Jahre Luft

Die Kapazitäten der Tiro-
ler Bodenaushubdeponien 
reichen laut Sint für weitere 
zehn Jahre, im Bezirk Reutte 
sogar für 15 Jahre. Bedarfs-
prüfungen bei Genehmi-
gungsverfahren oder bei Er-
weiterungen könnten einen 
Wildwuchs verhindern. Ge-
nau dies wird nun in einen 
Dringlichkeitsantrag an die 
Landesregierung gegossen.  

Zudem sollte der Ball den 
Gemeinden zugespielt wer-
den, die bisher unter 100.000 
m³ Füllvolumen nicht einmal 
Stellung nehmen könnten. 
Sint: „Eine Sonderflächen-
widmung sollte künftig not-
wendig und bei den Gemein-
den verankert sein.“ Auch 
dazu werde ein Dringlich-
keitsantrag vorbereitet. Dann 

könnten Deponiestandorte 
im Einvernehmen entstehen. 

Josef Lutz (Liste Fritz, Be-
zirk Reutte) stellte auch in den 
Raum, dass der Lkw-Verkehr 
durch die geplante Deponie 
am Katzenberg ungemein zu-
nehmen werde. Seine Grup-
pierung sei dagegen, wie auch 
gegen Maut und Scheitel-
tunnel am Fernpass. 

Damit war das Stichwort 
für Hans Dreier, Mitglied der 
Bürgerinitiative „Lebensraum 
Gurgltal-Außerfern-Miemin-
ger Plateau“, gegeben. Er for-
derte eine Verlegung aller sie-
ben Dosierampeln im Bezirk 
Reutte direkt an die Grenze. 
Er könne damit leben, dass 
der Ampelrückstau dann vor 
allem ein deutsches Problem 
werde. Im Außerfern könne 
man dann jedenfalls fahren.  

Deponie 
Reutte Fall 
für Landtag

Angesichts von Bürgerprotesten 

und der ablehnenden Haltung 

Reuttes bringt die Liste Fritz zwei 

„Dringliche“ in den Landtag ein.

 
am Landesverwaltungsgericht. 
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als Grundrecht? 
Aktivist zieht vor Gericht 

Weil er während eines Aufenthaltes im Polizeigefängnis Innsbruck kein 

Hans Dreier 

(Bürgerinitiative) 

„Wir fordern 
eine Verlegung 

alle r Dosierampeln 
im Außer fern an die 
deutsch e Grenze.“
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Der Umbau des Igler Eiskanals ist bereits seit dem Frühjahr im vollen 

Gange, die Ausfinanzierung des Vorhabens ist hingegen offen. Foto: Daniel Liebl

Von Peter Nindler

Innsbruck – Die Olympia-
Bob- und -Rodelbahn in Inns-
bruck soll nächstes Jahr in 
neuem Glanz erstrahlen. 90 
Prozent der Baumaßnahmen 
wurden bereits ausgeschrie-
ben, aber einmal mehr sorgt 
die Aufteilung der Kosten für 
einen handfesten Streit.

Ursprünglich wurde das 
Vorhaben mit 27,4 Millionen 
Euro beziffert, Land Tirol und  
Stadt Innsbruck haben ent-
sprechende Beschlüsse für 
eine Drittelfinanzierung über 
jeweils 9,14 Mio. Euro gefasst. 
Vom Bund gibt es hinge-
gen eine Absichtserklärung, 
nur es wird weniger geben: 
Entgegen den Aussagen von 
Hochbaureferent und Lan-

deshauptmannstellvertreter 
Georg Dornauer (SPÖ), dass 
es seitens des Bundes keine 
Ablehnung der Drittelfinan-
zierung gebe, werden ma-
ximal 8,6 Mio. Euro fließen. 
Und nicht nur das.

Der Bund wird sich auch 
nicht an den Mehrkosten 
beteiligen, denn zwischen-
zeitlich mussten die Aufwen-
dungen auf 30,8 Mio. Euro 
hinaufgeschraubt werden. 
Land und Stadt Innsbruck 
teilte der Bund überdies klar 
mit, dass der Fördervertrag 
erst dann unterschrieben 
werde, wenn sich die beiden 
Gebietskörperschaften zur 
Übernahme der zusätzlichen 
Kosten  verpflichten. Doch da 
spießt es sich. 

Denn die Stadt Innsbruck 
will davon nichts wissen. „Seit 

ich im Amt bin, habe ich da-
rauf hingewiesen, dass der 
Bund Zusagen über eine Drit-
telfinanzierung von 10,3 Mio. 
Euro machen muss. Dies wur-
de so mehrfach in Aussicht 
gestellt“, betont Bürgermeis-
ter Johannes Anzengruber. 
Offenbar sei seine Befürch-
tung richtig gewesen, dass der 
Bund nun doch nicht zu sei-
nem Wort stehe, „weil der jetzt 
übermittelte Fördervertrag 
nur 8,6 Mio. Euro zusichert“. 
Zugleich nimmt Bürgermeis-
ter Johannes Anzengruber die 
Verantwortlichen im Bund in 
die Pflicht. „Zusammen mit 
dem Land Tirol fordern wir 
nachdrücklich die Einhaltung 
der ursprünglichen Finan-
zierungszusage. Ohne diese 
definitive Zusage gibt es mo-
mentan keine weiteren Zah-
lungsbeschlüsse der Stadt.“

Bleibt jetzt das Land mög-
licherweise auf 3,9 Mio. Euro 
sitzen? Spekulationen, dass 
sich der Umbau auf 36 Mio. 
Euro verteuern könnte, weist 
Georg Dornauer als „unrich-
tig“ zurück.

Kritik kommt jedenfalls 
von der Opposition. „Zuerst 
Tatsachen schaffen und bau-
en, aber erst dann nach einer 
Finanzierung schauen, das 
ist unprofessionell und un-
verantwortlich“, empört sich 
Liste-Fritz-Klubchef Markus 
Sint. Damit würden Landes-
hauptmann Anton Mattle (VP) 
und Dornauer den Steuerzah-
lern und dem Sport schaden. 
„Klar ist, je weniger Geld vom 
Bund kommt, desto mehr 
Geld müssen die Innsbrucker 
und Tiroler Steuerzahler bren-
nen. Die Zeche für das fehlen-
de Verhandlungsgeschick der 
Mattle-Dornauer-Regierung 
mit dem Bund und für das 
Bauen vor Ausfinanzierung 
zahlen die TirolerInnen.“ Sint 
fordert von Mattle, dass er den 
Bund bei der Ausfinanzierung 
nicht aus der Verantwortung 
lassen dürfe.

Bleibt Land 
auf 3,9 Mio. 
Euro sitzen ?

Bund zahlt um 500.000 Euro weniger, 

die Sanierung des Eiskanals kostet um  

3,4 Mio. Euro mehr. Jetzt ist ein Streit 

über die Ausfinanzierung entbrannt. 

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Es ist eine 
180-Grad-Kehrtwende. Zu-
mindest nach den Buchstaben 
des Gesetzes. Die 277 Tiroler 
Gemeinden sollen von der 
Pflicht zur Bekämpfung des 
(spekulativen) Wohnungs-
leerstands befreit werden. 
Mit der seit Freitag vorliegen-
den Novelle des Leerstands-
abgabengesetzes müssen die 
Kommunen nicht länger un-
genutzten Wohnraum mit ei-
ner Strafsteuer belegen – sie 
können. Entscheidet sich aber 
eine Gemeinderatsmehrheit 
dafür, so will die schwarz-
rote Landesregierung dieser 
hierfür ungleich schärferes 
Handwerkszeug zur Seite ge-
ben. Indem die Abgabensät-
ze spürbar nach oben wan-
dern (bis zu 30 Prozent eines 
vom Land für jede Gemeinde 
festgelegten Basismietwertes) 
und die Möglichkeit zur Re-
gisterabfrage samt Abgleich 
mit den eingelangten Abga-
benerklärungen ermöglicht 
wird. Was bleibt, ist, dass die 
Eigentümer Leerstand (ab 
sechs Monaten) proaktiv den 
Gemeinden zu melden haben 
(Selbstbemessungspflicht).

Warten auf Rückmeldungen

Landeshauptmann Anton 
Mattle (VP) bleibt zuversicht-
lich, mit der Novelle der Spe-
kulation mit leerstehenden 
Wohnungen entgegenwirken 
zu können, auch weil durch 
effektivere Datenverknüpfung 
eine effizientere Kontrolle er-
möglicht werde. Der Entwurf 
könne in Kombination mit 
dem „sicheren Vermieten“ 
insofern jenen Wendepunkt 
darstellen, der nach der ers-
ten ernüchternden Bilanz des 
bestehenden Leerstandsabga-
bengesetzes stets eingefordert 
wurde. Dass die Einhebungs-
pflicht für die Gemeinden nun 
fällt, dazu steht Mattle: „Die 
Situation in Innsbruck ist nun 
mal eine andere als in Gra-
mais.“ Dass er einen weiteren 
Hebel in einer Verländerung 
des Mietrechts ortet, was Matt-
le bereits vor Wochen via TT 

bekundete, unterstreicht der 
VP-Landeschef einmal mehr. 
Nur: Hier ist der Bund gefragt. 
Und eine neue Regierung.

Zufrieden zeigte sich gestern 
Innsbrucks Planungs-Stadträ-

tin Janine Bex (Grüne): „Inns-
bruck ist seit Jahren trauriger 
Spitzenreiter bei den Mieten 
– ich begrüße diese längst 
überfällige Novelle. Sie gibt 
uns endlich die Instrumente 
in die Hand, um Leerstände 
effizienter zu erfassen.“ Die 
Stadt-SP sieht das Vorhaben 
ebenso richtig wie wichtig. Auf 
Landesebene sind die Grünen 
hingegen weit ablehnender. 
„ÖVP und SPÖ begraben da-
mit die Abgabe in den Land-
gemeinden“, so Landtagsab-
geordnete Zeliha Arslan. Viele 

Dorfchefs würden dem Druck 
nicht standhalten und die Ab-
gabe nicht einführen, so die 
Befürchtung.

FP warnt vor „Irrglaube“

Dass auch eine verschärfte 
Leerstandsabgabe das Pro-
blem nicht lösen werde, da-
ran glaubt FP-Chef Markus 
Abwerz ger weiterhin, auch 
er fordert ein föderalisiertes 
Mietrecht. Liste-Fritz-Klub-
chef Markus Sint ortet indes 
den Versuch, das Leerstands-
Problem auf die Gemeinden 

„abzuschieben“. Die NEOS 
bezeichnen die Novelle weiter 
als „zahnlos“.

Indes weist Gemeindever-
bandspräsident Karl-Josef 
Schubert den Verdacht von 
sich, die Gemeinden hätten 
beim Land die Einführungs-
Pflicht zu Fall gebracht: „Die-
ser Vorschlag ist schon vom 
Land gekommen.“ Er selbst 
hätte eine einheitliche Lösung 
bevorzugt, stehe aber zur Ge-
meindeautonomie. Die neuen 
Berechnungsmodelle werde 
man nun prüfen.

Mattle sieht Wendepunkt, 
Kritiker nur leere Kilometer

Die Novelle des Leerstandsabgabengesetzes scheidet die Geister. Die 

Opposition bezweifelt, dass diese Neuregelungen ein „Gamechanger“ sind.

Mit der bestehenden Gesetzeslage wuchsen die Mittel zur Bekämpfung 

des Wohnungsleerstandes alles andere als in den Himmel. Foto: Springer

Zeitplan: Die Neufassung 

des Tiroler Freizeitwohnsitz- 

und Leerstandsabgaben-

gesetzes (TFLAG) sowie der 

Entwurf zur Basismietwerte-

Verordnung liegen seit Frei-

tag bis 10. Jänner 2025 zur 

Begutachtung auf. Geplant 

ist eine Beschlussfassung im 

März-Landtag 2025. Das Ge-

setz soll mit 1. Jänner 2026 

in Kraft treten. Die erste 

Meldefrist für Leerstand wäre 

damit der 31. März 2026.

Abgaben-Höhe: Die Lan-

desregierung hat für jede 

Gemeinde einen „Basismiet-

wert“ pro Quadratmeter und 

Monat errechnen lassen. Je 

nach Wohnungsgröße (Klein: 

weniger als 40 m²; Standard: 

65 m²; Groß: über 90 m²) 

und Zustand (Altbau oder 

Neubau) gibt es Zu- oder 

Abschläge. Um die Abgaben-

berechnung linear zu halten, 

werden Schwellenwerte 

definiert. Die Leerstandsab-

gabe kann dann bis zu 30 

Prozent dieses Basismiet-

werts betragen.

Beispiel: Eine leere 90-m²-

Wohnung in Innsbruck kostete 

bisher 200 €/Monat – künftig 

könnten für 90 m² bis zu 

480 € vorgeschrieben werden. 

Fakten zur Novelle

Anton Mattle 

(Landeshauptmann, VP) 

„Uns alle eint das 
Ziel, leerstehende 

Wohnungen zu mobili-
sieren, anstatt ins Grüne 
zu bauen.“

Janine Bex (Planungs-Stadträtin 

Innsbruck, Grüne) 

„Die Möglichkeit 
einer Registerab-

frage und die deutlich 
erhöhte Abgabe sind 
entscheidende Schritte.“

Markus Sint 

(Klubobmann Liste Fritz) 

„ Für uns ist es 
unsinnig, das Pro-

blem Leerstand auf die 
Gemeinden abzuschie-
ben.“

Johannes Anzengruber 

(Bürgermeister) 

„Ohne diese defini-
tive Zusage gibt es 

momentan keine weite-
ren Zahlungsbeschlüsse 
der Stadt Innsbruck.“

Von Peter Nindler

Es ist immer das gleiche, aber verkehrte 

Muster: Zuerst wird gebaut, dann gerechnet 

und schließlich die Finanzierung unter Dach und 

Fach gebracht. Der Umbau des Igler Eiskanals 

kostet bereits 30,8 Millionen Euro. Einen fixen 

Fördervertrag mit dem Bund gibt es hingegen 

noch nicht, dafür aber Mehrkosten von 3,4 Mil-

lionen Euro. Weil die Kostenschätzung noch auf 

Preisbasis 2021 erfolgte, obwohl die Bauarbei-

ten erst drei Jahre später begonnen haben.

Das Land Tirol hat sich wieder einmal selbst-

verschuldet in eine schwierige Situation hinein-

manövriert und sich auf Zusagen verlassen.  Jetzt 

sperren sich Bund und Stadt Innsbruck. Noch 

dazu zahlt das Sportministerium auf Geheiß 

des Finanzministers um 500.000 Euro weniger 

als ursprünglich vereinbart, weshalb sich alle 

Beteiligten nun gegenseitig den Ball zuspielen. 

Offensichtlich haben die Verantwortlichen aus 

der finanziellen Misere bei der Nordischen WM in 

Seefeld 2019 nicht genügend gelernt.

Schlussendlich könnte das Land Tirol auf den 

aushaftenden Kosten von 3,9 Millionen Euro 

sitzen bleiben. Das würde allerdings ins Bild 

eines verkorksten Bau- und Finanzmanagements 

passen. Andererseits wird die Akzeptanz einer 

teuren Bobbahn für eine Handvoll Sportler damit 

sicherlich nicht größer. Denn angesichts ziemlich 

bescheidener Besucherzahlen bei internationa-

len Bob-, Rodel- oder Skeletonbewerben leistet 

sich Tirol in äußerst angespannten wirtschaftli-

chen Zeiten für die öffentliche Hand einen Luxus 

auf Kosten der Steuerzahler.

Abgesehen von dem politisch sicher nicht 

optimal verlaufenen Finanzierungsprozess 

sowie den Kostensteigerungen dürfte es bei 

der Sportinfrastruktur in den nächsten Jahren 

sicher Abstriche geben. Sparen ist im Land Tirol 

angesagt, die goldenen Zeiten sind endgültig 

vorbei. Alles wird sich nicht mehr 

ausgehen, auch nicht mehr 

jede Großveranstaltung. Die 

Mär von der Umwegrentabilität 

ist ohnehin längst entzaubert.

peter.nindler@tt.com

Teurer Luxus und ein verkehrtes Muster

Kommentar

Liste Fritz
Rechteck



SILZ. Seit Jahrzehnten seien die 
Bahn-Anrainer in Silz einer Lärm-
belastung ausgesetzt, kritisiert 
Klubobmann Markus Sint von der 
Liste Fritz: „Seit mehr Züge fah-
ren, ist die Lärmbelastung größer, 
wenn kün�ig noch mehr Züge 
fahren, wird sie unzumutbar.“ Es 
sei dringend an der Zeit, dass der 
Gemeinderat sich nun für die Er-
richtung einer Lärmschutzmau-
er entscheide, so Sint weiter: „Es 
liegt alles vor. Das Lärmgutachten 
im Au�rag der ÖBB kommt zum 
Schluss, dass die Lärmbelastung 
zu hoch ist und es Lärmschutz 
braucht. Die ÖBB und die Landes-
regierung wollen den Lärmschutz 
und zahlen ihren Teil dafür. Jetzt 
liegt auch eine Visualisierung 
vor, wie die Lärmschutzwände 
aussehen würden. Die Frage, ob 
es einen Lärmschutz braucht, ist 
längst beantwortet. Ja, dringend! 
Daher müssen der Bürgermeister 
und die Mitglieder des Gemeinde-
rates jetzt ihre Blockadehaltung 

gegen die Lärmschutzmaßnah-
men aufgeben und an die Gesund-
heit der betro�enen Bevölkerung 
denken. Lärm macht krank!“, ap-
pelliert Liste Fritz-Klubobmann 
Markus Sint eindringlich an die 
Silzer Volksvertreter. Schon ohne 
Schnellzüge sollen bald 30 Güter-
züge alleine in den Nachtstunden 
durch Silz fahren und mit dem 
zweigleisigen Ausbau werden es 
noch mehr werden. Daher dränge 
die Zeit für einen Lärmschutz.

Klubobmann Markus Sint fordert seit 

Jahren den Lärmschutz. Foto: Liste Fritz

Liste Fritz fordert Lärm-

schutz für Bahnanrainer

uß zur Schu
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